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Als „auffällig“ bezeichnet der DAK-
Gesundheitsreport 2010 den weiteren 
Anstieg der psychischen Krankheiten. 
Ihr Anteil am Krankenstand hat  
zwischen 1998 und 2009 von 6,6 auf 
10,8 Prozent zugenommen und stellt 
jetzt die viertgrößte Krankheitsart dar, 
mit einer durchschnittlichen Ausfall-
zeit von 28 Tagen. Der DAK-Gesund-
heitsreport 2005 war bereits dem 
Schwerpunktthema Psychische Erkran-
kungen gewidmet.1 Die wiedergegebe-
nen Untersuchungsergebnisse zeigten 
in dieser Krankheitsgruppe eine Zu-
nahme der Fehltage von nahezu siebzig 
Prozent. Die Ausfallzeiten wegen psy-
chischer Erkrankungen entwickeln sich 
deutlich gegen den Trend der ande- 
ren Krankheitsursachen wie Kreislauf
system, Atemwege, aber auch Arbeits-
unfälle.

Diese Entwicklung ist auf eine Kombi-
nation verschiedener negativer Faktoren 
zurückzuführen – so das Ergebnis einer 
DAK-Expertenbefragung 2005. Die 

 

krankheitsbildenden Faktoren werden 
zur Zeit gesellschaftspolitisch diskutiert. 
Psychische Erkrankungen in der er-
werbstätigen Bevölkerung nehmen ohne 
Zweifel zu, auch wenn bedacht werden 
muss, dass die Entdeckungsrate durch 
verbesserte Diagnostik und vermehrte 
Akzeptanz in der Bevölkerung gestiegen 
ist. Psychische Erkrankung ist nicht län-
ger etwas Peinliches, über das besser ge-
schwiegen wird. 

Mehrere Faktoren

Neben persönlichen Faktoren spielen Ar-
beitsbedingungen eine wichtige Rolle. 
Beide treten in Wechselwirkung. Ein 
Merkmal von Faktoren, die zu psychi-
schen Erkrankungen führen können, ist 
die Kombination von steigenden Belas-
tungen und dem Wegfall von Ressourcen:

■  Wachsender Arbeits- und Zeitdruck 
bei hoher Verausgabungsbereitschaft 
und ungenügender Stressbewälti-
gung

■  Arbeitsintensivierung, ständig höhere 
Arbeitsanforderungen, bei ver-

schlechtertem psychosozialen Ar-
beitsmilieu

■  Wechselwirkung zwischen betriebli-
chen und gesellschaftlichen Verände-
rungen in Kombination mit persönli-
chen Bewältigungsdefiziten und 
wirtschaftlicher sowie familiärer Zu-
kunftsangst

Der Berufsverband der Deutschen Psy-
chologen sieht die Ursachen einerseits 
in zunehmendem Zeitdruck, in zuneh-
mender Komplexität der Arbeit bei 
gleichzeitig steigender Verantwortung 
der Beschäftigten, andererseits in defi-
zitärem Führungsstil, abnehmender 
Wertschätzung der Mitarbeiter und 
abnehmenden Möglichkeiten der Mit-
gestaltung. Die Situation der Beschäf-
tigten wird durch zunehmendes Un-
gleichgewicht zwischen beruflicher 
Verausgabung und erhaltenem Lohn 
verschärft, hinzu kommt der wachsende 
Anteil so genannter „prekärer Arbeits-
verhältnisse“: Leiharbeit, Zeitarbeit, Be-
fristung.2 
Es verwundert nicht, dass bei dieser ge-
sellschaftlichen und betrieblichen Pro-
blemhäufung die innerbetrieblichen 
Akteure davor zurückschrecken, Prä-
ventionskonzepte für psychische Belas-
tungen zu entwickeln. 
Auf welche Ursachen stoßen wir nun, 
wenn wir uns mit psychischen Belas-
tungen beschäftigen? Versäumnisse in 
Organisation und Betriebsabläufen 
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werden sich zeigen, auch mangelhaftes 
Führungsverhalten und wenig kollegia-
ler Umgang, ungenügende Personalent-
wicklung und nicht befriedigende Fort-
bildungskonzepte. Wer will hier die die 
Schleusentore öffnen? 
Die in dieser Serie vorgestellten Fallbei-
spiele sind nicht mit Pflaster und Salbe 
zu lösen, sie sind vielfach nicht abge-
schlossen, und sie zeigen, welche Defi-
zite es in der betrieblichen Realität be-
stehen. Aber sie beschreiben den Weg 
zur Verbesserung. Sie sollen Mut ma-
chen, vorhandene Instrumente und be-
währte Maßnahmen auch im eigenen 
Betrieb anzuwenden, sie gegebenenfalls 
zu entwickeln und verbessern. 

Fallbeispiel 1:  
Renovierung der Patienten­
anmeldung – Begehung als 
Instrument der Primärprävention

Zur Begehung der Patientenanmeldung 
treffen sich ein Vertreter der Geschäfts-
leitung, die Fachkraft für Arbeitssicher-
heit, der Sicherheitsbeauftragte der Bü-
robereiche mit einem Betriebsratsmitglied 
und dem Betriebsarzt. Die Patientenan-
meldung ist ein Verwaltungsbereich mit 
zwei Büroarbeitsplätzen, wo Patienten 
oder ihre Angehörige die Formalitäten 
der Krankenhausbehandlung klären: 
persönliche Daten, Kostenträger sowie 
Behandlungs- und Unterbringungsmo-
dalitäten. 
Nun soll der Arbeitsbereich renoviert 
werden. Man will ihn heller und kunden-
freundlicher gestalten.
Das Begehungsteam trifft auf Frau Lar-
sen und Frau Becker. Beide haben ihre 
Ausbildung vor kurzem absolviert und 
sind als Büroangestellte eingestellt wor-
den. Es ist Montagvormittag, und zu die-
ser Zeit herrscht in der Patientenauf-
nahme Hochbetrieb. Angehörige von 
Notfallpatienten, aber auch Patienten 
selbst, die zu einem geplanten Eingriff 
kommen, stehen vor der Glastür 
Schlange.
Bei der Inspektion des Arbeitsbereiches 
sind die Bildschirmarbeitsplätze nicht zu 
beanstanden. Sie sind ergonomisch kor-
rekt gestaltet, die Anordnung der PC-

Komponenten ist auf modernem Stand, 
die Flachbildschirme sind technisch ein-
wandfrei, Zeichengröße, Beleuchtung 
und Bildschirmabstand zeigen keine 
Mängel, die Tastaturen sind ergonomisch 
geformt und weisen Daumenballenabla-
gen auf. Mit den PC-Programmen kom-
men beide Beschäftigte gut zurecht. Mo-
derne dynamische Bürostühle sind 
ebenfalls vorhanden. 
Aber der Sicherheitsbeauftragte beklagt, 
trotz dieser guten Ausstattung werde die 
Arbeit immer schwieriger. Während das 
Team die Arbeitsabläufe beobachtet, fällt 
auf, was gemeint ist. An beiden Plätzen 
drängen sich Angehörige, um Fragen zur 
Aufnahme der neuen Patienten zu be-
antworten. Der Lärmpegel steigt mit dem 
Temperament der Besucher. Eine opti-
sche oder auch akustische Trennung der 
beiden Arbeitsplätze gibt es nicht. Ne-
benher klingeln im Wechsel die Telefone, 
denn die beiden Bürokräfte haben auch 
noch telefonische Anfragen zu beantwor-
ten. Währenddessen meldet sich mit ei-
nem leisen Gong auch noch das E-mail-
System mit eingehenden Nachrichten. 
Auf dem Schreibtisch türmen sich noch 
Akten, die bearbeitet werden müssen und 
Mappen mit schriftlichen Anfragen. 
Dann stürzt auch noch ein aufgeregter 
Mann herein, der seine hochschwangere 
Frau sucht. Sie ist gerade mit dem Kran-
kenwagen eingeliefert worden. Nach ei-
nem internen Telefonat kann Frau Lar-
sen ihn beruhigen: Seine Frau befindet 
sich bereits im Kreißsaal. 
Für die Mitarbeiterinnen vielfacher stoß-
weiser Stress. 
Wenn es ruhiger wird, will Frau Becker 
sich den Mappen und Akten der Ablage 
zuwenden – nur komme sie immer selte-
ner dazu. Der Aktenberg wächst bedroh-
lich, und auf einem Rollwagen im Hin-
tergrund lagert noch mehr. Alles in 
möglichst kurzer Zeit zu bewältigen!
Nach einer halben Stunde hat das Bege-
hungsteam selbst Kopfschmerzen. Ein-
drücke sind nun genug gesammelt, um 
eine Neukonzeption der Arbeitsplätze zu 
besprechen, bei der es nicht nur um bau-
liche Maßnahmen gehen kann! 
Nach der Begehung ist allen klar: Die 
Arbeitsplätze von Frau Larsen und Frau 

Becker müssen anders gestaltet werden, 
wenn man Beschwerden und schließ-
lich Erkrankungen vorbeugen will. Pri-
märprävention soll ansetzen, bevor 
Probleme entstehen. Die Begehung als 
Instrument der Prävention hat gezeigt, 
dass die Gefährdungsbeurteilung der 
Arbeitsplätze dringend überarbeitet 
werden muss. In der Bildschirmarbeits-
platzverordnung ist ganz eindeutig 
formuliert: „Bei der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 5 des Ar-
beitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber 
bei Bildschirmarbeitsplätzen die Sicher-
heits- und Gesundheitsbedingungen 
insbesondere hinsichtlich einer mögli-
chen Gefährdung des Sehvermögens 
sowie körperlicher Probleme und psy-
chischer Belastungen zu ermitteln und 
zu beurteilen.“ (BildSchArbV §3)

Ergonomie und Gestaltung

Wenn wir eine ergonomische Arbeits-
platzgestaltung fordern, so sind damit 
Produktergonomie und Produktionser-
gonomie gemeint. Nur das Zusammen-
spiel ermöglicht menschengerechtes Ar-
beiten. Dabei geht es einmal darum, gut 
handhabbare und komfortabel zu nut-
zenden Produkte zur Verfügung zu stel-
len: Büroarbeitsstühle, Tastaturen, Mo-
nitore und andere Gegenstände. Zur 
„hardware“ gehört aber immer die pas-
sende „software“. Die zur Verfügung ge-
stellten Programme müssen die Arbeiten 
leichter erledigen lassen. Die Produk
tionsergonomie zielt auf Arbeitsum
gebung und Arbeitsaufgabe. Nur ein op-
timales Zusammenspiel dieser Faktoren 
kann eine effiziente und fehlerfreie Ar-
beitsausführung ermöglichen und die 
Beschäftigten auch bei langfristiger Aus-
übung einer Tätigkeit vor gesundheit
lichen Schäden schützen. 
Die Arbeitsplätze von Frau Larsen und 
Frau Becker sind zwar hinsichtlich An-
ordnung und Funktionalität der Geräte 
auf den ersten Blick korrekt gestaltet. 
Aber es fehlt an vielem:
Optische und akustische Abschirmun-
gen sind notwendig, nicht nur, um den 
Besuchern genügenden Datenschutz zu 
gewähren, sondern auch um die Kon-
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zentrationsfähigkeit der Beschäftigten zu 
erhalten. Signaltöne eingehender Mails 
sind beim Beratungsgespräch ebenso 
störend wie Telefongeklingel. Man kann 
auf optische Signale umstellen. Noch 
besser wäre, die Arbeitsabläufe „Bera-
tung“ und „Beantwortung eingehender 
Mails“ zeitlich oder organisatorisch zu 
trennen, indem wechselweise eine Be-
schäftigte dafür zuständig ist. Beide Be-
schäftigte sind noch jung und verfügen 
offenbar noch über große eigene Res-
sourcen zur Stressverarbeitung. Aber wie 
ist es bei älteren Mitarbeitern?
Der Arbeitgeber hat die Arbeitsabläufe 
so zu gestalten, dass die Arbeit abwechs-
lungsreich ist und ausreichende Pausen 
zu machen sind – so sieht es die Bild-
schirmarbeitsplatzverordnung vor. Bei 
der Tätigkeit von Frau Larsen und Frau 
Becker ist eine „Multitasking-Fähigkeit“ 
gefordert, die nachweislich zu höherer 
psychischer Belastung führt. 
Nach den bei der Begehung gewonne-
nen Eindrücken verabredet das Bege-
hungsteam ein Gespräch mit der Abtei-
lungsleiterin. Folgendes wollen sie mit 
ihr besprechen:
■  Optische und akustische Abgrenzung 

beider Arbeitsbereiche 
■  Trennung der Notfallpatienten-Auf-

nahme von den Wahlpatienten
■  Steuerung des Zugangs – Delegation 

an andere Bereiche (Information /  
Pforte)

■  Pausen mit Vertretungsregelung
■  Steuerung eingehender Telefonate zu 

bestimmten Zeiten
■  E-mail-Bearbeitung ebenfalls nur zu 

bestimmten Zeiten einmal am Tag, 
keine parallele Bearbeitung mit akus-
tischem Eingangssignal.

■  Neukonzeption der Arbeitsabläufe: 
Andere Beschäftigte entlasten die Ab-
teilung von der aufgestauten Akten-
bearbeitung.

■  Schulung der Beschäftigten: Zeit
management und Kommunikations-
training.

■  Der Betriebsarzt empfiehlt einen 
Steharbeitsplatz bei der Ablagen
bearbeitung.

Im Rahmen der innerbetrieblichen Fort-
bildung sollten die Mitarbeiterinnen Se-

minare für Entspannungstraining und 
Stressprävention sowie Rückenschul-An-
gebote besuchen. Turnusmäßig werden 
alle Beschäftigten der Büros zu den G 
37-Untersuchungen bei dem Betriebsarzt 
eingeladen. Dabei wird auch ein Sehtest 
durchgeführt. Bei der Untersuchung er-
folgt stets auch eine Analyse der Arbeits-
platzbedingungen und daraus möglicher-
weise resultierender Beeinträchtigungen. 
Dabei tritt die Betrachtung von Proble-
men der Ausstattung zugunsten der Un-
tersuchung psychischer Belastungen zu-
rück, die durch Arbeitsdruck, Hektik, 
und ständige Störungen des Arbeits
ablaufes eintreten können.

Alle beteiligen

Ob die beschriebenen Maßnahmen al-
lein reichen werden? Welchen Rat kann 
man dem Begehungsteam geben?
Die Kriterien der Gefährdungsbeurtei-
lung der „begangenen“ Arbeitsplätze 
müssen dringend überarbeitet und an-
schließend permanent angepasst wer-
den. Daran müssen alle arbeiten. Nach 
Art und Umfang der bisherigen Unter-
weisungen wurde bei der Begehung 
nicht gefragt. Bei den Unterweisungen 
am Arbeitsplatz müssen die Beschäftig-
ten für ihre Belastungen sensibel wer-
den – auch für solche Belastungen, die 
sie bis dahin womöglich gar nicht als 
eine Beanspruchung erlebt haben, die 
sie krank werden lässt. Die Beschäftig-
ten haben ein Mitwirkungsrecht und 
eine Mitwirkungspflicht. Sie müssen 
entweder ihre Vorgesetzten oder ihren 
Betriebsrat auf Missstände an den Ar-
beitsplätzen hinweisen. Jede Unterwei-
sung bietet die Chance für ein Gespräch 
über Gesundheitsschutz, Gesundheits-
förderung und Verbesserung des Ar-
beitsplatzes. Damit kann sie der Motor 
sein für den fortschreitenden gemeinsa-
men Verbesserungsprozess einer gan-
zen Abteilung. Voraussetzung ist natür-
lich eine Unternehmenskultur, die solch 
aktive Partizipation und gleichberech-
tigte Kommunikation am Arbeitsplatz 
wertschätzt und fördert.
Die Beschäftigten sollten schon von 
Anfang an, bevor gesundheitliche 

Probleme auftreten, die Angebote 
arbeitsmedizinischer Vorsorgeunter
suchungen und betriebsärztlicher Be
ratungen nutzen.
Die Gefährdungsbeurteilungen sind um 
so besser, wenn sie nicht nur an die Si-
cherheitsfachkräfte delegiert werden, 
sondern alle Beschäftigte mit den Vor-
gesetzten und dem Betriebsrat an der 
Erfassung und kontinuierlichen Fort-
entwicklung beteiligt werden. So ent-
steht ein gemeinsames Verantwortungs-
gefühl für den Arbeitsschutz und die 
Entwicklung und Kontrolle notwendi-
ger Maßnahmen Die gesetzlich vorge-
schriebenen regelmäßigen Unterwei-
sungen (§ 12 ArbSchG) haben zum Ziel, 
die Beschäftigten in den Prozess des be-
trieblichen Gesundheitsschutzes einzu-
beziehen, ihnen den Sinn von Gefähr-
dungsbeurteilungen zu vermitteln und 
ihre Anregungen aufzunehmen. So wer-
den sie Experten in eigener Sache, Ak-
teure für den eigenen Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz.
Der Betriebsarzt kann die Ergebnisse 
seiner Untersuchungen, die er als Ange-
botsuntersuchungen für alle Bild-
schirmarbeitsplätze durchführt, in die 
Gefährdungsbeurteilungen einfließen 
lassen. Er kann Beschäftigte und Be-
triebsrat darin beraten, wie Gefähr-
dungsbeurteilungen der psychischen 
Belastungen im jeweiligen Betrieb 
durchgeführt werden sollten, um zu gu-
ten Ergebnissen zu gelangen. Dafür rei-
chen die Eindrücke einer einzigen Be-
gehung nicht aus. Bessere Instrumente 
zur Ermittlung psychischer Belastungen 
sind die Fragebögen, die in der so ge-
nannten Toolbox der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz aufgeführt sind.3 Auch 
moderierte Gruppengespräche in den 
einzelnen Abteilungen haben sich be-
währt und bringen häufig auf einfache-
rem Wege ähnlich genaue Befunde wie 
aufwendige Fragebogenaktionen.
So kann ein Qualitätsprozess begonnen 
werden, der vom Arbeitgeber durch ge-
eignete Strukturen des Prozessmanage-

3  http://www.baua.de/de/Informationen-fuer-die-
Praxis/Handlungshilfen-und-Praxisbeispiele/
Toolbox/ Toolbox. html)
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ments wie zum Beispiel einem Steue-
rungskreis Gesundheit gestützt werden 
muss. In einem solchen Steuerungskreis 
Gesundheit sollten alle innerbetriebli-
chen Akteure vertreten sein: Geschäfts-
leitung, Personalleitung, Betriebsrat, 
Betriebsarzt und Sicherheitsfachkraft 
sowie Vorgesetzte und Schwerbehin-
dertenvertretung. Bei Bedarf können 
externe „Unterstützer“ hinzugezogen 
werden: Krankenkassen, Berufsgenos-
senschaften, Integrationsämter und an-
dere mehr. 
Aufgabe des Betriebrates ist es, diese 
Strukturen einzufordern und sich daran 
zu beteiligen. 
Solche Strukturen sind Vorraussetzung 
für die Effizienz der Einzelmaßnahmen 
und sollten vorher definiert werden, 

unter Umständen auch in Form von Be-
triebsvereinbarungen. Eine solche Ko-
operation hängt von den Notwendig-
keiten und der gelebten Kultur des 
jeweiligen Betriebes ab. Dabei ist auch 
die Beteiligung externer Akteure sinn-
voll: die Berufsgenossenschaft und ggf. 
die Betriebskrankenkasse. 
Ziel ist es, die Balance zwischen Belas-
tungen, wie Arbeitsverdichtung und 
Zeitdruck und andererseits Bewälti-
gungsmöglichkeiten im Betrieb und 
individuell herzustellen. Schutzmaß-
nahmen und Verbesserungen der Ar-
beitsorganisation müssen durchgeführt 
werden und andererseits Ressourcen 
wie Qualifikation, Kommunikation und 
Beteiligung der Beschäftigten gefördert 
werden. 

Strukturen, wie ein Steuerungskreis Ge-
sundheit können sinnvolle Einzelmaß-
nahmen der Gesundheitsförderung wie 
Rückenschule oder Seminare zum Ent-
spannungstraining mit anderen Qua
litätsprozessen und Personalentwick-
lungsmaßnahmen bündeln und zum 
Betrieblichen Gesundheitsmanagement 
entwickeln. „Win-win-Situation“: Ge-
winner sind die Mitarbeiter, der Arbeit-
geber, aber auch der Betriebsrat und der 
betriebsärztliche Dienst durch eine För-
derung ihrer Effizienz und damit ihrer 
Reputation im Betrieb.� ■

In den nächsten Ausgaben folgen 
weitere Fallbeispiele für Präven­
tion Psychischer Belastungen.

Dortmund – Daten, die im „Reagenz-
glas“ gewonnen werden, eignen sich 
nicht, um sichere Aussagen über die 
krebserzeugende Wirkung von Nano-
materialien, Feinstäuben und Fasern 
beim Menschen zu machen. Zu diesem 
Ergebnis kommt der Forschungsbericht 
„Bedeutung von In-vitro-Methoden zur 
Beurteilung der chronischen Toxizität 
und Karzinogenität von Nanomateria-
lien, Feinstäuben und Fasern“, den die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) in Auftrag ge-
geben und jetzt veröffentlicht hat.
Gesundheitliche Risiken, die im Zu-
sammenhang mit Nanomaterialien ste-
hen, bekommen eine große öffentliche 
Aufmerksamkeit. Umso wichtiger sind 
gesicherte Erkenntnisse über mögliche 
Wirkungen der winzig kleinen Partikel, 
um eine entsprechende Vorsorge zu 
treffen. In den vergangenen Jahren wur-
den viele Versuche In-vitro oder im 
„Reagenzglas“ durchgeführt, um Aussa-
gen über eine mögliche krebserzeu-

gende Wirkung zu treffen. Im Rahmen 
einer umfangreichen Literaturauswer-
tung wurde deshalb die Aussagekraft 
von In-vitro-Gentoxizitätstests in Rela-
tion zur Karzinogenität atembarer 
faserförmiger und granulärer Stäube 
gemäß Epidemiologie und Langzeit-
Tierversuchen untersucht.
Insgesamt kommt der Bericht zu dem 
Schluss, dass sich über alle Studien und 
Stäube hinweg keine klare Korrelation 
zwischen der Wahrscheinlichkeit posi-
tiver Befunde der In-vitro-Versuche 
und den Befunden aus Langzeit-Tier-
versuchen und epidemiologischen Be-
funden finden lässt. Die Auswertung 
von 179 Datensätzen zu „GBS, Nano-
materialien und sonstige Stäube“ zeigt 
eher einen statistischen Zusammenhang 
mit der Art des Auftraggebers oder 
Labors (öffentlich oder privat) als mit 
chemisch-physikalischen Partikeleigen-
schaften.
Vor diesem Hintergrund geht der 
Bericht auf die Bedeutung statistischer 

Signifikanz ein und macht Vorschläge 
für weiterführende Versuche. Ab
schließend plädiert der Autor des 
Berichtes dafür, dass es angesichts  
der Datenlage und der Schwere einer 
Krebserkrankung verantwortungsbe-
wusst sei, die vorliegenden Effekt
befunde bei Ratten und bei histo- 
rischen Expositionen in der Epi- 
demiologie zum Maßstab des Han- 
delns auch bei niedrigeren Expo- 
sitionshöhen zu machen in Form  
einer Dosis-Wirkungsbeziehung ohne 
Schwellenwert.
F 2043 „Bedeutung von In-vitro- 
Methoden zur Beurteilung der chro
nischen Toxizität und Karzinogenität  
von Nanomaterialien, Feinstäuben und 
Fasern“; Markus Roller; Dortmund, 
2011; 364 Seiten, Projektnummer:  
F 2043, PDF-Datei. Der Bericht befindet 
sich unter www.baua.de/publikationen 
im Internetangebot der BAuA.� ■

BAuA 

Risikobewertung von Nanomaterialien 
braucht geeignete Testverfahren
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